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in den zwischen dem Betriebsleiter und der zuständigen be­
trieblichen Gewerkschaftsleitung zu vereinbarenden Lohhfor- 
men die Leistungskennziffern für die Gewährung der Mehr­
lohnprämien festzulegen.

Dem Bezirksgericht ist darin zuzustimmen, daß die Lohn­
vereinbarung wirksam zustande gekommen ist. Richtig ist 
auch der Standpunkt des Bezirksgerichts, daß Vereinbarun­
gen über Lohnformen einschließlich der festgelegten Kennzif­
fern und Kriterien nicht der Nachprüfung durch die Gerichte 
unterliegen.

Von den Gerichten ist allerdings im Streitfall sorgfältig 
zu prüfen, • ob der Werktätige die festgelegten Kennzif­
fern und Kriterien für die Gewährung der Mehrlohnprämie 
erfüllt hat. Dabei ist insbesondere im Hinblick auf Kennzif­
fern, deren Erfüllung nicht exakt gemessen oder abgerech­
net werden kann, sondern durch entsprechende Einschätzung 
festzustellen ist, von dem Grundsatz auszugehen, daß 
Minderungen oder der Entzug der Mehrlohnprämie nicht dem 
Leistungsprinzip widersprechen dürfen. Das hat das Bezirks­
gericht im vorliegenden Fall nicht getan und-ist daher zu 
einem unrichtigen Ergebnis gelangt. •

Der Kläger hat dadurch, daß er den Betrieb während der 
Arbeitszeit ohne Zustimmung des zuständigen Leiters ver­
ließ, vorsätzlich seine Arbeitspflichten verletzt. Er hat das 
selbst erkannt und von sich aus angeboten, die ausgefallene 
Arbeitszeit nachzuarbeiten. Er hat sich auch nicht gegen den 
ihm ausgesprochenen Verweis gewandt.

Die schuldhafte Verletzung von Arbeitspflichten kann un­
abhängig von dem Ausspruch der im AGB vorgesehenen Dis­
ziplinarmaßnahmen (§ 254) weitere — auch lohnrechtliche — 
Konsequenzen nach sich ziehen. Dabei sind aber alle Um­
stände, die objektive Schwere der Pflichtverletzung wie die 
subjektiven Faktoren, zu berücksichtigen, und es ist zu ge'- 
währleisten, daß nicht undifferenziert und losgelöst vom Lei­
stungsprinzip auf Verletzungen der Arbeitsdisziplin mit löhn­
mäßigen Folgen reagiert wird. Das bedeutet, daß Pflichtver­
letzungen, die auf die Leistung und das Leistungsverhalten 
des Werktätigen keine oder nur sehr geringfügige Auswir­
kungen haben, eine Minderung oder einen Entzug der Mehr­
lohnprämie nicht rechtfertigen. Einmalige Pflichtverletzungen 
ohne nennenswerte und nachhaltige- Auswirkungen rechtfer­
tigen regelmäßig weder eine Minderung noch einen Entzug 
der Mehrlohnprämie, jedenfalls nicht für eine längere Dauer.

Unter Berücksichtigung der gegebenen Umstände, insbe­
sondere auch der Einmaligkeit und der Dauer der unzulässi­
gen Entfernung vom Arbeitsplatz, sind die in der Lohnver­
einbarung festgelegten Bedingungen für den Entzug der 
Mehrlohnprämie nicht gegeben, weil danach Voraussetzung 
ist, daß eine s t ä n d i g e  Verletzung von Ordnung, Disziplin 
und Sauberkeit vorliegt. Das Verhalten des Klägers ist keine 
schwerwiegende Beeinträchtigung seines Leistungsverhaltens. 
Der Verklagte hat dazu im Instanzverfahren nichts anderes 
vorgetragen. Die Disziplinverletzung durfte deshalb nicht zum 
Entzug der Mehrlohnprämie führen. Die gegenteilige betrieb­
liche Maßnahme läuft darauf hinaus, die auf die Einhaltung 
der Arbeitsdisziplin wirkenden Kennziffern zu verselbstän­
digen und den Zusammenhang mit dem Leistungsprinzip zu 
lösen. Das aber widerspricht den Prinzipien des Arbeitsgesetz­
buchs, insbesondere den Festlegungen in §§75 und 103 ff. 
AGB.

Bei richtiger rechtlicher Würdigung des festgesteilten Sach­
verhalts hätte das Bezirksgericht die Berufung nicht als of­
fensichtlich unbegründet abweisen dürfen, sondern hätte auf 
die Berufung die Entscheidungen des Kreisgerichts und der 
Konfliktkommission aufheben und den Verklagten zur Zah­
lung von Mehrlohnprämie verpflichten müssen.

Nach Aufhebung der mit den §§ 75 ff., 103 ff. AGB nicht 
im Einklang stehenden Entscheidung des Bezirksgerichts hatte 
der Senat im Wege der Selbstentscheidung über die Berufung 
zu befinden, da der Sachverhalt ausreichend aufgeklärt, 
aber rechtlich unzutreffend gewürdigt worden war. In Über­
einstimmung mit der Auffassung des im Verfahren mitwir­
kenden Vertreters des Zentralvorstandes der IG Druck und 
Papier war der Verklagte unter Aufhebung des Urteils des 
Kreisgerichts und des Beschlusses der Konfliktkommission zur 
Zahlung der geforderten Mehrlohnprämie zu verurteilen.

Familienrecht
§ 19 FGB; Ziff. 1.5. und 1.6. der Unterhaltsrichtlinie; § 65 ZPO.
1. Das Absehen von der mündlichen Verhandlung (§ 65 ZPO) 
ist ausgeschlossen, wenn zur Sachaufklärung eine Erörterung 
des Prozeßstoffes mit den Prozeßparteien bzw. die Verneh­
mung einer Prozeßpartei erforderlich ist.
2. Der Grundsatz der Ziff. 1.6. der Unterhaltsrichtlinie 
vom 16. Januar 1986, daß zwischen der wirtschaftlichen Lage 
des Unterhaltsverpflichteten und des Studenten ein angemes­
senes Verhältnis bestehen muß, gilt auch für die nach Ziff. 1.5. 
der Richtlinie zu entscheidenden Unterhaltsansprüche von 
Studenten.
OG, Urteil vom 21. Oktober 1986 - OFK 24/86.

Aus der Unterhaltsentscheidung im Ehesch-eidüngsverfahren 
ist der Verklagte verpflichtet, an die Töchter A. und S. Un­
terhalt zu zahlen. Der Bemessung des Unterhalts lag ein Net­
toeinkommen von 2 271 M zugrunde.

In der folgenden Zeit hat der Kläger seine nebenberufliche 
Tätigkeit eingeschränkt. Mit der Behauptung daß sich sein 
monatliches Nettoeinkommen auf durchschnittlich 1 370 M 
vermindert habe, hat er Klage erhoben und beantragt, den 
Unterhalt für die Töchter auf 160 M bzw. 80 M herabzusetzen. 
Mit dem Hinweis darauf, daß sich der Kläger zur Verrichtung 
nebenberuflicher Arbeiten eine große, mit verschiedenen Ma­
schinen ausgestattete Werkstatt eingerichtet habe, wider­
sprach die Verklagte dem Anliegen des Klägers. Sie bean­
tragte, die Klage abzuweisen.

Beide Prozeßparteien haben auf die Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung verzichtet. Auf Anforderung des 
Kreisgerichts hat der Kläger eine Aufstellung über die im 
Jahre 1985 erzielten Einkünfte aus nebenberuflicher Tätigkeit 
nebst schriftlichen Erklärungen der in der Aufstellung be­
nannten Bürger zu den Akten gereicht. Die Verklagte hat da­
von keine Kenntnis erhalten.

Das Kreisgericht hat den Unterhalt für S. von 215 M auf 
165 M herabgesetzt. Dabei ging es davon aus, daß der Kläger 
einschließlich der Nettoeinkünfte aus nebenberuflicher Tä­
tigkeit von monatlich 137 M ein Nettoeinkommen von durch­
schnittlich monatlich 1 507 M erziele. Bei der Bemessung des 
Unterhalts für A. legte es ein Grundstipendium von 200 M 
zugrunde. Nach Ziff. 1.6. der Richtlinie des Plenums des Ober­
sten Gerichts über die Bemessung des Unterhalts für Kinder 
vom 16. Januar 1986 — Unterhaltsrichtlinie — (GBl. I Nr. 5
S. 41) wurde der Unterhalt auf monatlich 85 M, die Hälfte des 
Unterhalts für die 2. Altersstufe der Richtsatztabelle, festge­
setzt.

Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der Kassa­
tionsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat zunächst übersehen, daß die Tochter A. 
der Prozeßparteien bei Klageerhebung bereits volljährig 
war und deshalb im Verfahren selbst als Verklagte mitzu­
wirken hatte. Ihre Mutter konnte für sie nicht mehr als ge­
setzliche Vertreterin auftreten. Dem Kläger wäre Gelegen­
heit zu geben gewesen, seine Klage insoweit zu ändern.

In der Sache selbst ist das Kreisgericht zutreffend davon 
ausgegangen, daß im Falle des Wegfalls von Einkünften des 
Klägers aus nebenberuflicher Tätigkeit die Voraussetzungen 
für eine Änderung der Unterhaltshöhe nach § 22 FGB vorlie­
gen können (vgl. OG, Urteil vom 16. Februar 1982 — 3 OFK 
3/82 — NJ 1982, Heft 8, S. 378). Ob sich indessen die Einkünfte 
des Klägers wesentlich und nicht nur für kurze Zeit vermin­
dert haben (§ 22 Abs. 1 Satz 1 FGB) wäre zu prüfen gewesen.

Da in Verfahren zur Änderung von Unterhaltsverpflich­
tungen gemäß § 65 Abs. 1 ZPO im Einverständnis beider Pro­
zeßparteien — das in vorliegender Sache erteilt wurde — an­
geordnet werden kann, daß von einer mündlichen Verhand­
lung abgesehen wird, war es richtig zu prüfen, ob von dieser 

л Möglichkeit Gebrauch gemacht werden konnte. Im Hinblick 
auf die Einwendungen der Verklagten in der Klageerwide­
rung gegen das Vorbringen des Klägers hätte das Kreisgericht 
erkennen müssen, .daß das Ziel des Verfahrens, den Töchtern 
der Prozeßparteien Unterhalt in richtiger Höhe zu gewährlei­
sten, in einem Verfahren ohne mündliche Verhandlung nicht


